
Die Rechtsprechung zum politischen 
Mandat der verfaßten Studentenschaft

Von Lothar Zechlin

Zwangsgelder ln Höhe von m ehreren 1Ü OÜÜ DM, die gegen ASten verhängt werden, 
zivilrechtliche Schadensersatzansprüche gegen einzelne AStA-Mitglieder, sogar 
Strafverfahren wegen Untreue sind die späten Folgen einer Entwicklung, die vor ca. 
zehn Jahren mit der Rechtssprechung zum politischen M andat der verfaßten Studen
tenschaft eingeleitet worden ist. Es ist deshalb nicht nur von historischem Wert, sich 
die Argumentationsfiguren der Rechtsprechung und die ihr zugrundeliegenden juri
stisch-dogmatischen Konstruktionen vor Augen zu halten. Eine Analyse dieser Rechts
sprechung ist vielmehr auch deshalb erforderlich, um heute zu realistischen H and
lungsstrategien zu kommen. Im folgenden will ich deshalb versuchen, die Argum enta
tion der Rechtsprechung und die an ihr geübte Kritik in der Rechtswissenschaft zu 
rekonstruieren.

1 D e r  a n a ly t is c h e  R a h m e n :  F r e ih e ü  d e r  M einungsäußerung, Gr

d e r  v e r fa ß te n  S tu d e n te n s c h a f t  u n d  g e s e tz l ic h  z u g e w ie s e n e  A u f g a b e n

Die juristische Auseinandersetzung um das politische M andat der verfaßten Studen
tenschaft war für die Rechtsprechung bereits zu Beginn der 70er Jahre geklärt: W äh
rend die Befürworter des politischen M andats die Auffassung vertraten, die G rund
rechte der Freiheit der M einungsäußerung (Art. 5 Abs. 1 Grundgesetz), teilweise auch 
der Wissenschaftsfreiheit (Art. 5 Abs. 3 Grundgesetz) berechtigten die Organe der ver
faßten Studentenschaft zur Abgabe politischer Erklärungen zu beliebigen Ereignis
sen1), urteilten das Bundesverwaltungsgericht und mehrere Oberverwaltungsgerich-

89) UN-Sanktionen nur in Fallen von Fnedensbedrohung möglich.
1) Vgl. die bereits 1969 veröffentlichte ausführliche Untersuchung von U. K. Preuss, Das politische Mandat der 
Studentenschaft, Ffm., 19692



te2), daß der verfaßten Studentenschaft lediglich ein ,-,hochschulpolitisches“, aber kein 
„allgem ein politisches“ M andat zustehe: „Die Zuständigkeit der Beklagten (der ver
faßten Studentenschaft, d. Verf.) (erstreckt) sich nicht auf die B e te ilic^^ j an der politi
schen M einungs- und W illensbildung in A ngelegenheiten . . ., die nicht unm ittelbar 
die Hochschule oder die Studenten in ihrer Eigenschaft als S tudenten betrafen“3). Der 
verfaßten Studentenschaft (VS) soll „ein Recht zum tätig w erden nur dann eingeräum t 
sein, . . . w enn Beeinträchtigungen oder Gefährdungen abzuw ehren (sind), die sich 
u n m i t t e l b a r  auf die in § 1 Abs. 3 Satz 1 UniG genannten Freiheitsrechte (d. h. 
die Freiheit der Forschung, der Lehre und des Studiums, d. Verf.) oder auf die Institu
tion der Hochschule als solche ausw irken“4). Die Ü berlegungen, auf Grund derer die 
Gerichte zu diesen Ergebnissen gekom m en sind, und die daran geübte Kritik will ich 
im folgenden nachzeichnen.

1.1 D ie  A r g u m e n t e  d e r  h e r r s c h e n d e n  L e h re  u n d  R e c h ts p re c h u n g

Die verfaßte Studentenschaft ist ihrer Rechtsnatur nach eine juristische Person des öf
fentlichen Rechts5 6). Grundrechte können nicht nur von natürlichen Personen w ahrge
nommen werden. Nach Art. 19 Abs. 3 GG gelten sie „auch für inländische juristische 
Personen, soweit sie ihrem Wesen nach auf diese anw endbar sind“. Der dem juristi
schen Laien zunächst unm ittelbar einleuchtende G edanke, daß das W esen der M ei
nungsfreiheit ihrem Gebrauch durch die verfaßte Studentenschaft nicht en tgegen 
steht, birgt für Juristen allerdings ein Problem in sichJlhrer historischen Entwicklung 
nach, die sich in der vorkonstitutionellen liberalen R ichtsstaatstheorie spiegelt, sind 
die G rundrechte in erster Linie Rechte, die der als „privat“ gedachten  „G esellschaft“ 
g e g e n  den  „S taat“, nicht aber dem Staat selbst zustehen. Der Staat ist der „konstitutio
nelle G r u n d r e c h t s w i d e r s a c h e  r “^]jDa in dieser V orstellungsw elt die Sphäre 
des öffentlichen mit dem „Staat“ zusammenfällt, sind juristische Personen des öffent
lichen Rechts grundsätzlich g ru n d re c h t s u n fä h ig .  Im Kern geht es also um die Frage, ob 
die verfaßte Studentenschaft als Körperschaft des öffentlichen Rechts Träger von 
G rundrechten sein kann.

Eine klare Position in dieser Frage nim m t Ernst Forsthoff ein. Bereits im Jahre 1931 
führte er aus7): „Im Bereich des öffentlichen kann es keine G rundrechte g eben .“ An
dernfalls w erde „der Staat als .oberste H errschaftsorganisation eines V olkes’ preisge
geben, denn  s jp & a n n  nicht gleichzeitig Adressatin und Berechtigte eines G rund
rechts . . . se in ’1 Diese G leichsetzung des „Bereichs des ö ffen tlichen“ mit dem „S taat“ 
führt bei ihm dazu, daß er Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts als „m ittelbare Staatsverw altung“ begreift8). Die ihnen eingeräum te „Selbst
verw altung ist also die W ahrnehmung an sich staatlicher A ufgaben“9 *), die auf verselb
ständigte Verw altungsträger übertragen wird, um „bestim m te Sozialbereiche vom 
Staat aus zu disziplinieren und funktionell an den Staat heranzuziehen“ oder die le 
diglich aus G ründen der Verwaltungsvereinfachung aus der unm ittelbaren  Staatsver
waltung durch Ämter und Behörden ausgegliedert und dezentral durchgeführt wird.] 
Unterstellt w ird dabei eine prinzipiell einheitliche Sphäre des „ö ffen tlichen“, die mit 
dem Staat gleichgesetzt wird. „Vom M enschen und Bürger als dem ursprünglichen In
haber der Grundrechte her gesehen, handelt es sich jeweils nur um eine besondere Er-

2) BVerwG, Urteil v. 26. 9. 1969, JZ 1970, 576 ff; OVG Hamburg, Urteil v. 7. 7. 1971, NJW 1972, 71 ff; NJW 
1972, 71 ff;
3) BVerwG, aaO.. 578
4) OVG Hamburg, aaO., 73
5) Vgl. z. B. § 55 Abs. 2 HambUniG i.d.F. vom 24. April 1973; weitere Nachweise bei Rinken, Verfassungs
rechtliche Aspekte zum Status des Studenten, JuS 1968, 257 ff., 263
6) Maunz-Dürig-Herzog, Art. 19 Abs. 3, RN 31
7) Die öffentliche Körperschaft im Bundesstaat, Tübingen 1931, S. 107
8) Vgl. Forsthoff, Lehrbuch des Verwaltungsrechts, Band I, Allgemeiner Teil, 10. Aufl., München 1973, § 24
9) aaO., S. 478

r



scheinungsform der einheitlichen  Staatsgew alt . . . Innerhalb dieses hoheitlichen Ge- 
sam taufbaus d£& -Staates kann es daher keine G rundrechte als subjektive öffentliche 
Rechte g e b e n l^ «  Staat muß vielmehr auf Grund formell und materiell verfassungs
mäßiger Gesetze seine B e fu g n is  zum H andeln nachw eisen, jedenfalls soweit er in die 
Freiheit des einzelnen Bürgers (Art. 2 Abs. 1 GG) eingreift (Grundsatz des Vorbehaltes 
des Gesetzes). D ezentralisiert er diese Befugnisse auf Körperschaften des öffentlichen 
Rechts, sind diese nur innerhalb  der übertragenen Aufgaben handlungsberechtig u Bei 
Konflikten innerhalb dieser ,,einheitlichen S taatsgew alt" sind die jeweils vom Siaat 
delegierten und auch w ieder zurucknehm baren Kompetenzen maßgebend, die des
halb genau abgegrenzt sein müssen.

\ Diese rechtssystematisch angelegte, prinzipielle Argum entation reproduziert nicht 
nur den vorkonstitutionellen liberalen Dualismus von „Staat" und ,.Gesellschaft". Sie 
setzt sich auch in einen G egensatz zu dem W ortlaut des Grundgesetzes, das an einigen 
Stellen vorsieht, daß Rechtssubjekte aus dem ,,Bereich des öffentlichen" Träger von 
Grundrechten sein können. So wie die öffentlich-rechtlich organisierten Rundfunkan
stalten Träger des G rundrechts aus Art. 5 Abs. 2 S. 2 und 3 GG (,,Die Pressefreiheit und 
die Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk und Film werden gewährleistet 
Eine Zensur findet nicht statt.") und Kirchen Träger des Grundrechts aus Art. 4 Abs. 1 
und 2 („Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und 
weltanschaulichen Bekenntnisses wird gew ährleistet.") sind11 *), können auch Univer
sitäten und Fakultäter& f -  also nicht nur die einzelnen Lehrenden, Lernenden und 
F orschenden-T räger des G rundrechts aus Art. 5 Abs. 3G G  (,.Kunst und Wissenschaft, 
Forschung und Lehre sind frei.{Die Freiheit der Lehre entbindet nicht von der Treue zur 
Verfassung.") sein. Es m üssen deshalb Ausnahm en eingeführt werden, die allerdings 
nicht mehr auf dem Boden des Prinzips, dem zufolge der ,,Bereich des öffentlichen 
mit dem ,.Staat" in eins gesetzt wird, erklärt, sondern lediglich positivistisch mit dem 
Wortlaut des G rundgesetzes begründet w erden können. Das Prinzip der Grundrechts
unfähigkeit öffentlich-rechtlicher Körperschaften gilt danach nicht, „wenn Einrich
tungen des Staates G rundrechte in einem  Bereich verteidigen, in dem sie vom Staat 
unabhängig sind. Das ist insbesondere bei den deutschen Universitäten der Fall, die 
zwar in der Regel vom Staat gegründet sind und auch von ihm unterhalten werden, 
aber in Wissenschaft, Forschung und Lehre frei s in d ."13) Wegen ihres A usnahm echa
rakters soll die G rundrechtsfähigkeit allerdings auf das sie konstituierende Grund- 

. recht beschränkt bleiben, so daß sie nur unter dem  G esichtspunkt der W issenschafts
freiheit14), nickt aber dem der M einungsfreiheit für das politische Mandat relevant wer
den könntelD abei wird ein den m e th o d is c h e n  A nforderungen der W issenschaftlich
keit entsprechender Prozeß des Lehrens und Forschens bzw. -  für die verfaßte Studen
tenschaft -  des Lernens gefordert. Hat die verfaßte Studentenschaft -  wie bei der Ab
gabe politischer E rklärungen üblich -  ,,einen Forschungsprozeß nicht durchgeführt,
. . . (ist sie) nicht w issenschaftlich verfahren, sondern hat in unwissenschaftlicher 
Weise politische Forderungen erhoben. Solche Erklärungen sind nicht nach Art. 5 
Abs. 3, sondern nach Art. 5 Abs. 1 und 2 GG zu b eu rte ilen ."15 Nach dieser Argum enta
tion steht der verfaßten S tudentenschaft im Ergebnis das Grundrecht der M einungs
freiheit nicfü zu. j

Die notwendige Konsequenz dieser Position besteht darin, daß die Gerichte in den je 
w eiligen Landeshochschulgesetzen danach suchen, ob der verfaßten Studentenschaft 
die K o m p e te n z  zur A bgabe allgem einpolitischer Erklärungen eingeräum t ist. Weil sie

Maunz-Dung-Herzog, Art. 19 Abs. 3 RN 39
(l2 j)_BVerfG. Be sc hl. v. 16. 1. 1963, E 15, 256 ff.. 262.

l^jbVerfGE 15, 262
14) Vergl. dazu unten S. 288.
15) BVerwG. JZ 1970, 578.



auf dieser Suche bekanntlich nicht fündig werden, soll der verfaßten Studentenschaft 
das politische M andat nicht zustehen.

1.2 D ie  K r i t i k

Diese G rundannahm e ist in der Literatur einer zwar vereinzelt gebliebenen, aber äu 
ßerst gründlichen Kritik unterzogen worden.

In ihrem im Jahre 1973 veröffentlichten G utachten ,,Das sogenannte Politische M andat 
von Universität und Studentenschaft“ 16) setzen sich Ridder und Ladeur von Ansätzen 
ab, die d e n ,,Bereich .S ta a t '. . . nfuja-statisch verräum lichenden V orstellungen von der 
.Gesellschaft' getrennt“ denken. IMit der verfassungsrechtlich gebotenen ,,Ausdeh
nung der .Gesellschaft' auf das Staatsvolk . .. und unter dem .Gesellschaft* und .Staat' 
zugleich um- und durchgreifenden Dem okratiegebot der V erfassung“ fallen die .^Re
alien der T r e n n b a r k e i t  der Substrate von .Staat' und .G esellschaft'“ w e g j Zu- 
gleich ist aber sicher, daß im Zuge dieses Prozesses,,der Norm bereich der G rundrechte 
nicht verkürzt werden darf“. Dies gilt zum einen für den Fall, daß der Staat sich für sein 
Handeln privatrechtlicher Mittel bedient (die sog. ,,Fluchtbew egung der öffentlichen 
Hand in das Privatrecht“) und für den bereits rechtsdogm atische Figuren entw ickelt 
worden sind -  Mals Stichworte seien nur genannt: .Drittwirkung', .F iskalgeltung von 
Grundrechten*, .beliehener Unternehm er' “ -. Dies gilt aber auch für den, man könnte 
sagen, ,,um gekehrten“ Fall, in dem gesellschaftliche Prozesse wie z. B. W issenschaft 
öffentlich-rechtlich geregelt werden. Das b e d e u te t,,zunächst die L iquidierung über
holter Im perm eabilitätsthesen, nach denen .Am tsausübung' nicht G rundrechtsbetäti
gung und Grundrechtsbefähigung nicht .Am tsausübung' sein kann“.

\ Die öffentlich rechtliche Regelung bedeutet ein  gewisses Maß an ,,staatlicher Funk- 
tionalisierung“ körperschaftlicher Selbstverwaltung, dessen Ausmaß aber nur inso
weit zulässig ist, als es der Aktivierung bei der Zweckerreichung der Körperschaft 
dient. Die Selbstverw altung des W issenschaftsbereiches soll der dem okratischen Ent
wicklung der Wissenschaft und der Erhaltung ihrer Freiheit dienen und vor ihrer staat
lichen oder privaten Vereinnahmung gerade schützen, sie soll ,,grundrechtsaktivie
ren d ''17) wirken. Insoweit sind auch die innerverbandlichen M einungs- und  W illens
bildungsprozesse geschützt, die für die Zweckerreichung erforderlich sind. ,}Die juri
stische Körperschaftsdoktrin darf die D ialektik des Verhältnisses von slautlich vorge
gebener Funktion und individueller Funktionsausübung w eder nach der einen noch 
nach der anderen Seite auflösen“ 18). Sie darf auf die innerverbandlichen M einungs
und W illensbildungsprozesse nicht in der Form ,,durchgreifen“, daß diese etwa nur 
noch auf die ,,Ausführung von vorgegebenen Instruktionen beschränkt“ 19) sind. Die 
Dialektik darf aber auch nicht nach der Seite h in  aufgelöst werden, ,,daß die Freiheit 
der M einungsäußerung und damit auch die Freiheit der politischen Betätigung der 
Universität keinerlei Grenzen habe“. Dabei wurde vernachlässigt, ,,daß die Universi
tät als Körperschaft nicht nur ein Persßjienverband, sondern eine funktionsbestim m te

! O rganisation von Tätigkeiten ist“ .20 21/,,Politische M einungsäußerung als Form gesell
schaftlicher Kommunikation kann vielmehr nur dann rechtswidrig sein, w enn sie au
ßerhalb des Bereichs zw eckadäquater M ittelwahl liegt, wenn also im Fall von Univer-

f sität und Studentenschaft kollektiv-organschaftliche Ausübung politischer M ei
nungsäußerungsfreiheit als M i t t e l  dem Z w e c k  der Ausübung, Sicherung oder

f Förderung von W issenschaftsfreiheit (Art. 5 Abs. 3 GG) inadäquat ist.“

16) Beihefte zur Zeitschrift Demokratie und Recht, Köln 1973.
17) S. 25
18) S. 25
19) S. 25
20) S. 30
21) $. 50



I Im G egensatz zu einer G rundkonzeption, die letztlich von einer gegenständlichen 
V T ren n b ark e i|Ä p g eh t -  dem grundrechtsunfähigen Bereich des Staates, zu dem auch 

die öffentlicl^rechtliche Körperschaft gerechnet wird, wird der privatrechtlich organi
sierte Bereich der Gesellschaft gegenübergestellt -  gehen  Ridder-Ladeur von einer 
funktionalen U nterscheidung aus: Richtet der Staat zur U nterstützung des grundrecht
lich gew ährleisteten Zweckes ,,W issenschaftsfreiheit" Körperschaften des öffentli
chen Rechts ein, sind sie insoweit grundrechtsfähig, als ihr H andeln auf die Erreichung 
dieses Zweckes bezogen ist. Davon w erden nicht nur der Bereich w issenschaftlich-m e
thodischen H andelns selbst, sondern ebenfalls der ,,vorwissenschaftliche" Prozeß der 
körperschaftsinternen M einungs- und W illensbildung umfaßt. Lediglich das außer
halb des Bereiches adäquater Zweckverfolgpng liegende H andeln erfolgt außerhalb 
des grundrechtlich geschützten Bereiches. \

Seit nunm ehr über acht Jahren liegt die äußerst gründliche U ntersuchung von Ulrich 
K. Preuß ,,Das politische M andat der Studentenschaft"22) vor, die ebenfalls zu dem Er
gebnis gelangt, daß die verfaßte Studentenschaft das G rundrecht der M einungsfrei
heit w ahrnehm en könne. Nach Preuß besteht der Zweck der verfaßten Studentenschaft 
im w esentlichen darin, ,,die spezifisch studentische, d. h. auf w issenschaftlichem  Ler
nen begründete Teilnahm e an der Selbstverw altung der U niversität"23) zu organisie
ren. Im G egensatz zu den anderen, sehr viel w eniger um fangreichen G ruppen der Pro
fessoren und Assistenten, die dieses Recht individuell oder durch informelle A bspra
chen untereinander w ahrnehm en können, habe es sich für die Studentenschaft w egen 
ihrer spezifischen soziologischen Struktur als zw eckm äßig erwiesen, dieses Recht kol
lektiv, verbandsm äßig wahrzunehm en. Das V erbandshandeln sei in diesem  Bereich 
Ausübung w issenschaftsbezogener, subjektiver Rechte und nicht W ahrnehm ung ho
heitlicher Funktionen und Befugnisse^ Es könne somit aus einem doppelten G rund 
n ic h t  als m ittelbare Staatsverw altung qualifiziert w erden:

Zum einen handele es sich um die Selbstverwaltung der aus der W issenschaftsfreiheit 
fließenden wissenschaftlichen Lemfreiheit, also eines Bereiches, der vom Staat garan 
tiert und nicht ,,verw altet" wird.

Zum anderen handele es sich um die O rganisation der studentischen M itbestim m ung 
an der akadem ischen Selbstverwaltung, die unstreitig keine S taatsverw altung ist. In
sofern sei nicht einzusehen, warum gerade die studentische M itbestim m ung als m it
telbar staatlich, die übrige akadem ische Selbstverw altung aber als nicht-staatlich an 
gesehen werden solle24).^

Sei somit die verfaßte Studentenschaft wegen des sie konstitu ierenden G rundrechts 
der wissenschaftlichen Lernfreiheit nicht als m ittelbare Staatsverw altung zu qualifi
zieren, entfalle auch der Grund für die restriktive Interpretation, nach der sich die 
G rundrechtsfähigkeit öffentlich-rechtlicher V erbände auf das G rundrecht beschrän 
ke, dessen Institutionalisierung der Verband sei. Gemäß Art. 19 Abs. 3 GG sei alle in  
m aßgebend, ob das G rundrecht ,.seinem W esen nach" auf den Verband anw endbar 
sei.25) Da sich die M einungsfre iheit,,ihrem W esen nach" nicht dagegen sperre, auch 
von der verfaßten Studentenschaft wahrgenom m en zu w erden, sei diese für Art. 5 
Abs. 1 GG grundrechtsfähig.

Diese Kritik ist für die A rgum entationsketten der Rechtsprechung relativ folgenlos ge
blieben. Das Buch von Preuß ist zwar vereinzelt zitiert worden, aber entw eder sind die

22) aaO.. vgl. Anm. 1
23) S. 56
24) Alle .Argumente bei Preuss, S. 54 ff.
25) Vgl. auch Bettermann, Juristische Personen des öffentlichen Rechts als Grundrechts träger, in: NJW 1969, 
1321 ff.. 1324. Es kommt ..nicht auf das Wesen der Grundrechte im allgemeinen . . sondern auf das Wesen 
desjenigen Grundrechts, dessen Geltung für eine juristische Person bestimmter Art in concreto zur Entschei
dung steht”



“ dabei aufgenommenen Argumente nicht mit ihren notw endigen K onsequenzen über
nommen worden oder man hat sich Versatzstücke herausgefischt, die gerade in die e i
gene Argumentation hineinpaßten26). Das Gutachten von R id d er-L ad ^Ä st, soweit er- 

- sichtlich, in der Rechtsprechung ebenfalls nicht verarbeitet worden.

2. Der Z w a n g s v e rb a n d  u n d  W is s e n s c h a f ts b e g r i f f  .

Die Forsthoff'sche Basisannahme, nach der es ,,im Bereich des öffentlichen . . . keine 
Grundrechte geben (kann)", hat sich in dieser apodiktischen Klarheit in der Recht
sprechung nicht durchsetzen können. Aber sie schim m ert dennoch m ehr oder w eniger 
durch die gesamte Rechtsprechung hindurch. Regelm äßig beg innen  die Gerichte mit 
einer Untersuchung, ob der verfaßten Studentenschaft kraft G esetzes die A u f g a b e  zur 
allgem einpolitischen Vertretung der Studenten zugew iesen ist, gehen  also von kom
petenzrechtlichen, nicht grundrechtlichen Ü berlegungen aus. Die Frage nach dem 
Grundrecht der freien M einungsäußerung lassen sie unbeachtet oder ausdrücklich of
fen, kommen aber über die Vorstellung der verfaßten S tudentenschaft als „Zwangs- 

^korperschaft" oder über eine ,,Grundrechtskollision" (eine Argum entationsfigur, die 
! hier unerörtert bleiben muß) dennoch zu dem Ergebnis, daß die A bgabe allgem einpo

litischer Äußerungen unzulässig ist.

2. t Z w a n g s v e rb a n d

Dem Zwangsverbandsargum ent zufolge tritt der einzelne S tudent zwar freiwillig, 
näm lich durch die auf seinem freien Wülen beruhende Im m atrikulation, in die Univer
sität ein, wird damit aber zugleich kraft gesetzlicher B estim m ung27 28) autom atisch29), 
also unabhängig von seinem W illen29), zwangsweise, M itglied der verfaßten S tuden
tenschaft. Da die M itgliedschaft auf gesetzlich angeordnetem  und durchgesetztem  
Zwang beruhe, werde im Verhältnis zwischen Verband und zw angsw eise inkorporier
tem Mitglied hoheitliche Gew alt ausgeübt. Da das G rundgesetz aber von der Freiheit 
des einzelnen M enschen ausgehe, in die nur aufgrund von G esetzen eingegriffen w er
den darf (Art. 2 Abs. 1 GG), dürfe die Hoheitsgewalt nur im Rahmen einer ausdrückli
chen gesetzlichen Ermächtigung gegenüber dem M itglied ausgeübt werden. Auf der 
Suche nach dieser Ermächtigungsnorm landet man wieder bei den Landeshochschul
gesetzen, natürlich mit negativem  Befund. „Auch wenn man annähm e, daß ihr als e i
ner inländischen juristischen Person nach Art. 19 Abs. 3 GG das G rundrecht der freien 
M einungsäußerung zustehe, ist doch das Rechtsverhältnis zw ischen den Verbands- 
m itgliedem  und dem Verband zu beachten (das Innenverhältnis im G egensatz zu dem 
Außenverhältnis, auf das sich Art. 5 Abs. 1 GG bezieht). "30) Das G rundrecht der freien- 
M einungsäußerung ist somit „doch durch die Rechte, und zwar gerade das G rundrecht 
des Axt. 2 Abs. 1 GG, ihrer M itglieder begrenzt".31)

26) BVerwG. JZ 1970. 578
27) Vgl. r  B. § 55 Abs. 1 HambUmG
28) Oppermann, Kulturverwaltungsrecht, Tübingen 1969, S. 396
29) Die Vorstellung von der verfaßten Studentenschaft als Zwangskörperschaft geht von der Theorie der,,logi
schen Sekunde“ aus: Der Student werde auf Grund freiwilligen Eintritts Mitglied der Universität und unmittel
bar damit zusammenhängend -  nach einer ,.logischen Sekunde“ -  zwangsweise Mitglied der verfaßten Stu
dentenschaft.
Eine andere Theorie (Kimminich, Wissenschaft, im Besonderes Verwaltungsrecht, herausgegeben von 
1. v. Münch. Ffm., 1972, S. 616) geht davon aus, daß der Student,,mit der Immatrikulation nur einmal, und zwar 
als Mitglied der Studentenschaft, Mitglied der Körperschaft .Universität’ wird. Die Studentenschaft mediati- 
siert somit den Studenten.“ In diesem Fall wäre der Student auch in der Universität ..Zwangsmitglied“. Ein ent
sprechender Antrag, nach dem einem Rektor untersagt werden sollte, andere als hochschul bezogene Erklärun
gen abzugeben, wurde von dem VG Freiburg (NJW 1976, 534) unter Verweis auf Kimminich zwar abgelehnt 
Das ist aber inkonsequent, worauf Pieroth m einer Urteilsanmerkung hinweist (NJW 1976, 1518). Pieroth will 
die Konsequenz allerdings dadurch wieder herstellen. daß für ihn ,,ebensowenig wie die Mitgliedschaft in der 
Studentenschaft diejenige in der Universität freiwillig im Rechtssinn“ ist (vgl. dazu auch Vehse, NJW 1977, 
122 f).
30) BVerwG, aaO., 578, linke Sp.
31) aaO., rechte Sp.



Die A ufspaltung der Im m atrikulation in e inen  freiw illigen Eintritt in die Universität, 
dem eine „logisrhe Sekunde“ danach die zw angsw eise E ingliederung in die öffent
lich-rechtlich d^B nisierte  Studentenschaft folgen soll, ist indes gekünstelt und w ider
sprüchlich. Gekünstelt, weil es sich um einen  einheitlichen Akt handelt, mit dem  der 
Studienbew erber Student an einer Universität wird. W idersprüchlich, w eil der Logik 
dieser Konstruktion zufolge auch die M itgliedschaft in der U niversität zw angsw eise 
erfolgen würde, denn genauso ,zw an g sw eise“ , wie z. B. § 55 Abs. 1 des H am burgi- 
schen Universitätsgesetzes vorschreibt ,,Die an der Universität H am burg im m atriku
lierten Studenten bilden die S tudentenschaft“ schreibt § 6 Abs. 1 Ziff. 3 desselben  G e
setzes vor ,,M itglieder der Universität als Körperschaft sind: . . . die im m atrikulierten 
S tudenten“. Bei dem Eintritt in eine U niversität ist bisher noch nirgends zw ischen ei
ner freiw illigen Immatrikulation oder der auf einem  freiw illigen Akt beruhenden  Be
rufung in den Lehrkörper einerseits und der zw angsw eise durchgesetzten  M itglied
schaft in der Körperschaft des öffentlichen Rechts ,,U niversität“ andererseits un ter
schieden woren32). Das wäre auch ungerechtfertigt. Dies trifft dann aber auch auf die 
verfaßte Studentenschaft zu, die lediglich eine G liedk jrperschaft der Universität, eine 
ihrer ,.internen A usdifferenzierungen33) darste llt34)iSelbst w enn man aber davon aus
ginge, daß die verfaßte Studentenschaft eine Zw angskörperschaft wäre, ist nicht er
sichtlich, w elche Rechte des einzelnen M itglieds durch die A bgabe allgem einpoliti
scher Erklärungen verletzt w erden sollen. Ä ußerungen der O rgane der verfaßten Stu
dentenschaft w erden näm lich faktisch dem  einzelnen M itglied ebensow enig  zuge
rechnet wie Ä ußerungen der B undesregierung jedem  einzelnen S taatsbürger35) ; j  

rechtlich w erden sie ebenfalls nicht dem einzelnen  M itglied, sondern der juristischen 
Person ,.Verfaßte Studentenschaft“ zugerechnet. Für die Klage eines Arztes, der mit 
der Kritik der kassenärztlichen V ereinigung an der Politik der B undesregierung nicht 
einverstanden war, ist dies als selbstverständlich festgestellt wordefcjf. Bei Klagen 
gegen Allgem eine Studentenausschüsse, die von einer linken Position aus die Bundes
regierung kritisieren, gilt dies offenbar aber nicht.

Neben seiner sachlichen U nzutreffendheit ist in unserem  Zusam m enhang aber vor al
lem die Struktur des Arguments interessant: Begreift man die verfaßte S tudentenschaft 
als Zwangskörperschaft, landet man notw endig  bei einer k o m p e t e n z r e c h t l i c h e n  Ar
gum entation. Die verfaßte Studentenschaft läßt sich dann nicht als die soziologische 
Gruppe ,,S tudentenschaft“ begreifen, der zur besseren  W ahrnehm ung des G rundrech
tes auf w issenschaftliche Lemfreiheit die R echtsfähigkeit verliehen w orden ist. Denn 
da eine Zwangskörperschaft hoheitlich G ew alt ausübt, kann es sich schon gedanklich  
nicht um G r u n d r e c h ts a u s ü b u n g  handeln. Der S a tz ,,Auch wenn m an annähm e, daß ihr 
(der verfaßten Studentenschft, d. Verf.) als einer inländischen juristischen Person nach 
Art. 19 Abs. 3 GG das G rundrecht der freien M einungsäußerung zustände, . . .“ ist also 
objektiv nicht die hilfsweise Einräum ung der G rundrechtsfähigkeit, auch w enn sie 
subjektiv als solche gem eint sein mag. Denn durch die Wahl der A rgum entationsfigur 
,,Zw angskörperschaft“ wird nicht innerhalb der H ilfsunterstellung die G rundrechts-

32) Vgl. aber Pieroth, aaO. (Anm. 38)
33) Ridder- Ladern, S. 37
34) Vgl. zu dem gesamten Fragenbereich ausführlich Preuss, S. 79 ff.
35) Nachdem dasOVG Hamburg m einer neueren Entscheidung (OVG Bf. III277, Urteil vom 25. April 1977) zu 
diesem Problem ausdrücklich feststellt, daß die Studentenschaft ,,die berufene Sprecherin für den Mehrheita- 
willen aller ihr angehörenden Studenten gleichgesetzt werden“ (Unterstreichungen durch d. Verf.), geht es 
wenige Zeilen spater den Konsequenzen mit dem lapidaren Satz aus dem Weg ..Auch wenn in der Öffentlich
keit anerkannt sein sollte, daß nicht jedes Mitglied mit der Verbandserklärung übereinzustimmen braucht, so 
muß in der Öffentlichkeit, in der mit Pauschalierungen und Verallgemeinerungen gearbeitet und der die Ver- 
bandsmemung auch zu diesem Zweck dargeboten wird, damit gerechnet werden, daß zunächst einmal jedes 
Afitrrlied mit der Verbandserklärung identifiziert wird.“
[36)N3SG, Urteil vom 21. 1. 1966, MDR 1966, 541. Ridder/Ladeur haben mehrfach auf dieses Urteil hinge-



^lusuuung eingescnranKt, sondern die hilfsweise U nterstellung der Grundrechts wahr - 
nehm ung selbst zurückgenom m en37).

Im Ergebnis besteht somit in der Rechtsprechung Einigkeit d a rü b e r ,^ ^  Axt. 5 Abs. 1 
GG keine R echtsgrundlage für die verfaßte Studentenschaft darstellt, von der sie die 
Berechtigung ableiten  kann, allgemeinpolitische Ä ußerungen abzugeben.

2.2 D ie  v e r fa ß te  S tu d e n te n s c h a f t  a ls  T rä g e r in  des  G r u n d re c h ts  d e r  W issenscha fts -  

:r  ei h e i t

Die Rechtsprechung hatte  sich weiter mit der Frage zu beschäftigen, ob sich aus der 
Freiheit der W issenschaft (Art. 5 Abs. 3 GG) das Recht der verfaßten Studentenschaft 
zur Abgabe allgem einpolitischer Äußerungen ergebe. Sie läßt insoweit eine Aus
nahme „von dem Grundsatz, daß öffentlich-rechtliche Körperschaften, weil sie zu
meist .m ittelbare' Staatsverw altung ausüben, in der Regel Grundrechte nicht zustehen 
können“38), zu. p ie  verfaßte Studentenschaft hat an dieser Grundrechtsträgerschaft 
.als G liedkörperschaft der Universität“39) oder als Institutionalisierung der studenti
schen w issenschaftlichen Lem freiheit teil. Damit entsteht allerdings die Frage, wel
ches Verhalten durch die W issenschaftsfreiheit geschützt wird und ob und wie Mallge
m einpolitisches“ V erhalten  von Wissenschaft abgegrenzt w erden kann. £

Geschützt ist zum einen  die wissenschaftliche Tätigkeit selbst, die sich von Mallge
m einpolitischem “ V erhalten  nicht durch die G e g e n s tä n d e  abgrenzen läßt, mit denen 
sie sich befaßt. Sie kann sich z. B., wie die W issenschaft von der Politik, mit Mallge
m einpolitischen“ Ereignissen beschäftigen.TEin V erhalten muß aber, um wissen
schaftlich zu sein, bestim m ten m e th o d is c h e n  Anforderungen genügen, die nunmehr 
ihrerseits durch die Rechtsprechung definiert werden. Das Bundesverwaltungsgericht 
bezeichnet unter Verweis auf eine frühere Entscheidung40) Mdas Auffinden von Er
kenntnissen und ihre E rklärung und Deutung als W issenschaft“41). Ein Handlungsbe
zug soll dabei mit dem  C harakter einer Tätigkeit als wissenschaftlich nicht vereinbar 
sein. Unter Verweis auf Thiem e42) führt das Gericht aus: ..Äußerungen der Wissen
schaft sind Forschung und Lehre. Mit dem Begriff .Forschung' ist das Bemühen um die 
Findung, mit dem Begriff .Lehre' das Bemühen um die V erkündung der Wahrheit er- 
aßt.“ Thieme selbst fährt w enige Zeilen später fort: ,,damit ist zugleich gesagt, daß 

W issenschaft immer dann nicht vorhanden ist, wenn das Verhalten sich nicht aus
schließlich auf die F indung oder Verkündung der als wahr erkannten Tatsache be
schränkt. Die W issenschaft erschöpft sich in der Reflexion. Ein Verhalten, das von der 
\b sich t getragen ist, ein H andeln anderer auszulösen, ist nicht Wissenschaft' C f

Ich halte diesen W issenschaftsbegriff für falsch, weil durch ihn eine Reihe methodi
scher Richtungen, mit dem  Verdikt der ,,Unwissenschaftlichkeit“ versehen wären, die 
praktische V eränderungen bezw ecken oder sogar, wie z. B. der sogenannte Aktions- 
:orschungsansatz, unm ittelbar ,,von der Absicht getragen sind, ein Handeln anderer 
iuszulösen“. Auch en tsteh t das Problem, wie zwischen der Justiz und dem sozialen Sy
stem ,.W issenschaft“ die Definitionsherrschaft darüber aufgeteilt wird, was als Wis
senschaft verstanden w erden soll und welche Tätigkeit diese Qualifizierung nicht ver-

>7) Vgl. zu dem Problembereich auch neuerdings Oppermann; Dittmann. Freiwillig verfaßte Studentenschaft?, 
cistenzeitung 1977, S. 593 ff, die eine pnvatrechtliche Lösung vorschlagen.
3) OVG Hamburg, aaO., S. 72
■i) BVerwG, aaO., S. 573; OVG Hamburg, aaO.

,0) Beschluß v. 26. 1. 1968, E 29, 77 ff.
s 1) Interessanterweise zitiert es seine frühere Entscheidung, die mit dem politischen Mandat nichts zu tun 
'.alte, nur unvollständig: In ihr waren nämlich nach den,.Stufen” Auf finden, Erklären und Deuten noch die wei- 
cren ..Stufen” ..Verstehen (emen Sinn- und Ausdruckszusammenhang im Bereich (der). . Geschichte in ei
tern Nachvoilzug erreichen)” sowie ,,Beurteilen und Bewerten (den umfassenden Sinnzusammenhang ermit- 
-*in)” enthalten.
tl) Deutsches Hochschulrecht, Berlin. Köln 1956, S. 49 
• 3) aaO.



d ienen  soll. [ich will auf diese Fragen hier aber nicht näher eingehen, denn es steht je 
denfalls fest, daß auch von w issenschaftstheoretischen Richtungen, die den Bezug der 
W issenschaft 2 jÄ Praxis m itreflektieren und in ihre M ethodik aufnehm en, Ä ußerungen 
der v e rfaß ten ^ u d en ten sch a ft, seien sie nun auf ,,a llgem eine“ oder auf „Hoch- 
schul"politik  bezogen, m ethodisch nicht als ,,W issenschaft" begriffen w erden und 
auch die Studentenschaften selbst d iesen Anspruch nicht erhebenTDas Bundesverw al
tungsgericht kann jedenfalls leicht feststellen, daß allgemeinpoTuische Ä ußerungen, 
nicht s e lb s t ,, W issenschaft" sind. Sie sind somit -  unter der Voraussetzung, daß nur ein 
V erhalten, w elches den m ethodischen A nforderungen der W issenschaftlichkeit ge
nügt, in den Schutzbereich der W issenschaftsfreiheit g e h ö rt-n ic h t durch Art. 5 Abs. 3 
GG gedeckt.

Das OVG H am burg hat im Zusam m enhang mit der W issenschaftsfreiheit einen w eite
ren Ansatz gew ählt: Die m ethodischen Anforderungen brauchen nicht erfüllt zu sein, 
w enn die verfaßte Studentenschaft Bestrebungen ab w eh rt,,,w elche a) u n m i t t e l b a r  die 
Freiheit der Forschung, der Lehre und des Studiums oder die Institution der H ochschu
len als solche beeinträchtigen oder gefährden könnten, b) darauf gerichtet sind, daß 
G rundgesetz in einer Weise abzuändem , durch welche die Freiheit der W issenschaft, 
Forschung und Lehre sowie des Studiums beeinträchtigt oder gefährdet w erden könn- 
te"45)jEs differenziert dabei also nach den G egenständen, auf die sich die Ä ußerungen 
beZTenen, nicht nach dem m e t h o d i s c h e n  Zustandekom m en der Äußerungen. Es 
handelt sich freilich um eine lediglich  s c h e in b a r e  Ausnahm e, w eil diese H andlungs
m öglichkeit der verfaßten Studentenschaft nicht Ausfluß ihrer grundgesetzlich ge
schützten w issenschaftlichen Betätigungsfreiheit nach Art. 5 Abs. 3 GG sein soll, son
dern ihr aufgrund staatlicher A ufgabenzuw eisung nach § 1 Abs. 3 Satz 2 HmbUniG46) 
als V erpflichtung auferlegt sei. Mit dieser Variante landet m an also w ieder bei der 
kom petenzrechtlichen Argumentation.

Die Befürworter des sog. ,.Politischen M andats" haben an der R echtsprechung vor al
lem  die Einengung des Schutzbereiches des Art. 5 Abs. 3 GG auf die W issenschaft im 
m ethodischen Sinn kritisiert. Die W issenschaftsfreiheit garan tiert nicht nur den ind i
v iduellen  Forschungs-, Lehr- oder Lernprozeß, sondern als Ausdruck des kom m unika
tiven C harakters der W issenschaft auch ein M indestmaß akadem ischer Selbstverw al
tung, das für ihre freie Entwicklung erforderlich is tj Das Bundesverfassungsgericht 
will m ittlerw eile sogar detaillierte innerorganisäTonsche R egelungen der akadem i
schen Selbstverw altung unm ittelbar aus Art. 5 Abs. 3 GG ,,ableiten". Preuß kommt 
deshalb  zu dem  Ergebnis, daß von dieser Garantie auch das Ausmaß an freier studenti
scher Kommunikation umfaßt wird, das zur A ufrechterhaltung der w issenschaftlichen 
Lernfreiheit erforderlich ist. Die W issenschaftsfreiheit garantiert eine „Öffentlichkeit, 
in der sowohl Erkenntnisse und Urteile engerer fachw issenschaftlicher Art als auch 
solche, die auf den lebenspraktischen Horizont der E inzelw issenschaften bzw. der 
W issenschaft reflektieren, ausgetauscht, diskutiert und einer außerw issenschaftlichen 
Ö ffentlichkeit m itgeteilt w erden47". Die G arantie dieser Öffentlichkeit erfolgt durch 
ihre Institutionalisierung in der akadem ischen und studentischen Selbstverw altung, 
deren  Ä ußerungen und internen M einungs- und W illensbildungsprozesse nach ihm 
also d irek t von Art. 5 Abs. 3 GG garantiert werden48). D em gegenüber kom m en Rid- 
der/Ladern49) zu dem Ergebnis, daß die M einungsäußerungen nicht unm ittelbar durch 
das G rundrecht der W issenschaftsfreiheit, sondern das der freien M einungsäußerung

45) Originaltenor des Urteils
46) Die Universität und ihre Mitglieder sind gehalten, diese Freiheit im Bewußtsein ihrer Verantwortung vor 
der Gesellschaft auf der Grundlage der verfassungsmäßigen Ordnung zu nutzen und zu bewahren.
47) Preuss, S. 106
48) Preuss, S. 95 ff.
49) Ridder. Ladeur, S. 42 ff.



geschützt w erden. Die W issenschaftsfreiheit als ,,Zweck*4 ist n o t^ n d ig  mit einer 
Sphäre freier Kommunikation als ,,M ittel“ verbunden, die ihrerseits nicht selbst Wis
senschaft ist und deshalb nicht unm ittelbar nach  Art. 5 Abs. 3 GG geschützt wird, für 
die aber w egen der engen  V erbindung die G rundrechtsfähigkeit und damit der Schutz 
nach Art. 5 Abs. 1 GG besteht. Im Ergebnis stim m en die Befürworter des sog. ,,Politi
schen M andats jedenfalls überein, daß M einungsäußerungen  der verfaßten Studen
tenschaft, die den ,,lebenspraktischen H orizont" wissenschaftlicher Ausbildung be
treffen, grundrechtlich geschützt sind, auch w enn sie selbst nicht methodisch wissen
schaftlich oder hochschulbezogen sind.

) Als vorläufiges Fazit dieses Berichtes läßt sich  mithin lediglich sagen, daß die in der 
Rechtsprechung zum A usdruck kom m ende tendenzielle ,.Verstaatlichung" der ver- 

i faßten S tudentenschaft und das A usb lenden  des kom m unikativen Charakters von 
i Wissenschaft die zentralen  Probleme sind, d e ren  juristisch-argum entative und politi- 
| sehe A ufarbeitung für die G ew innung n e u e r H andlungsperspektiven erforderlich 
* sind.

Die Entwicklung von Rechtsprechung und Doktrinen zum ,,politischen Mandat” der Studenten- 
schaff wird in DuR seit längerer Zeit dokumentiert, analysiert und kommentiert, vgl. vor allem die 
Beiträge von H. Ridder und K.-H. Ladeur in DuR 1975, 194 bzw. 209 ff.; Dokumentation des Mar- 
bürg er Universitätskonflikts in DuR 1975, 383ff.; Entscheidungen der Verwaltungsgerichte 
Darmstadt, Sigmaringen und Schleswig-Holstein mit Anm. von F. Hase in DuR 1976, 206ff.; VG 
Münster in DuR 1976, 445 ff.; Beschluß des VG Hannover in DuR 1977, 343 ff. mit Anm. von K.-H. 
Ladeur. Als Beiheft zu DuR ist die Arbeit von H. RJdder/K.-H. Ladeur über,,Das sogenannte Politi
sche Mandat von Universität und Studentenschaft” (2. Aufl. Köln 1976) erschienen. Vgl. ferner in 
diesem Heft S. 322 ff. die Entscheidungen des OVG Lüneburg, des Hessischen VGH, des AG 
Göttingen und des VG Kassel mit Anmerkung von F. Hase. Die Red.
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2. Urteil des Hessischen VGH vom 3. 10. 1977

(Wissenschaft und ,,heiße Phase" des Wahlkampfs)

Die Studentenschaft der Universität Gießen lud Kandidaten aller bei der Landtagswahl im Jahre 
1974 kandidierenden Parteien zu einer „Veranstaltung zur Landtagswahl" ein, auf der diese ihre 
Vorstellungen zu bestimmten Fragen aus dem Hochschulbereich entwickeln sollten. CDU und 
NPD erklärten, Vertreter ihrer Partei werden an der Veranstaltung nicht teilnehmen. Der Präsi
dent der Gießener Universität weigerte sich, der Studentenschaft das Auditorium Maximum für 
die geplante Veranstaltung zu überlassen, weil der Landtagswahlkampf nicht auf die Universität 
übergreifen solle. Die Studentenschaft erhob Klage vor dem VG Darmstadt und begehrte die Fest
stellung, daß die Raumvergabe rechtswidrig gewesen sei. Das VG gab der Klage statt. Der VGH 
weist die Klage unter Änderung dieses Urteils ab.

Entscheidungsgründe:

. . . Der Präsident der Beklagten handelte rechtmäßig, als er der Klägerin für die Durchführung ei
ner Wahiveranstaltung am 22. 10.1974 die Überlassung eines Horsaals verweigerte. Die Beklagte 
hat allerdings die Pflicht, dafür zu sorgen, daß die Klägerin als ihre Gliedkörperschaft die ihr ge
setzlich obliegenden Aufgaben erfüllen kann. Es gehört aber nicht zu den Aufgaben einer Stu
dentenschaft, in der sogenannten ,.heißen Wahlkampfphase" (hier: 5 Tage vor der Landtagswahl 
vom 27 10. 1974) Wahlveranstaltungen für eine allgemein-politische Wahl durchzuführen.
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Nach § 27 Abs. 2 Nr.-5 HHG obliegt der Studentenschaft zwar unter andej^^ die Aufgabe der
. ,,Förderung der politischen Bildung und des staatsbürgerlichen Verantwortf^sbewußtseins der
j Studenten". Der erkennende Senat hat jedoch schon mehrfach entschieden (vgl. z. B. das Urteil 

vom 23. 8. 1976 -  VI OE 82/75 -), daß diese Vorschrift'die Studentenschaften nicht legitimiert, 
selbst Politik zu treiben. Die Vorschrift ist vielmehr eng Fniszulegep. Sie steht an der Grenze zur 
Verfassungswidrigkeit, weil der demokratische Prozeß politischer Willensbildung vom ,,Volk" 
zu den ,,Organen", nicht aber umgekehrt verlaufen muß (BVerfGE Bd. 20, S. 56 [99]). Es kann 
folglich nach dieser Vorschrift nur die Aufgabe der Klägerin sein, den Studenten Gelegenheit zur 
Information und zur Unterrichtung in politischen Angelegenheiten zu geben, was übrigens in der 
Vorschrift des § 27 Abs. 2 Nr. 5 HHG auch (,,Förderung") zum Ausdruck kommt. Bei einer verfas
sungsmäßigen Auslegung dieser Bestimmung darf die Klägerin somit lediglich dafür sorgen, daß 
die von den verschiedenen politischen Gruppierungen in Staat und Gesellschaft vertretenen Vor
stellungen die Studenten erreichen.

Grundsätzlich ist die Klägerin danach berechtigt, unter Wahrung ihrer Neutralitätspflicht auch 
Abgeordnete oder Kandidaten der zu politischen Wahlen zugelassenen Parteien einzuladen, da
mit diese vor den Studenten ihre Vorstellungen entwickeln. Dies gilt aber nicht für die Zeit der 
sogenannten ,.heißen Wahlkampfphase", also für den einer politischen Wahl unmittelbar vor
ausgehenden Zeitraum. Denn die Bestimmung des § 27 Abs. 2 Nr. 5 HHG muß vor dem Hinterr- 
rund der den Hochschulen gestellten Aufgaben gesehen werden. Sie paßt sich ein in § 19 Abs. 1 
HHG, der die Aufgaben der jeweiligen Hochschule umfassend als „Verwirklichung des Rechts 
auf Bildung und der wissenschaftlichen Erkenntnis" sowie als Vorbereitung der Studenten ,,auf 
die Verantwortung in der Gesellschaft" und die Stärkung der „Verantwortung der Wissenschaft 
für die Gesellschaft" definiert. Büdung sowie wissenschaftliche Erkenntnis auf der einen Seite 
und Verantwortung der Wissenschaft für die Gesellschaft auf der anderen Seite stehen somit in 
einer ständigen Wechselbeziehung. Sie sind nach den Vorstellungen des Gesetzgebers eng ver
bunden. Denn die Vermittlung von Bildung und wissenschaftlicher Erkenntnis soll auch dem Ziel 
dienen, Verantwortung in der Gesellschaft übernehmen zu können. Umgekehrt soll die Über
nahme von Verantwortung in der Gesellschaft mit Hüfe von Büdung und wissenschaftlicher Er
kenntnis erfolgen.

Ist aber danach die der Studentenschaft nach § 27 Abs. 2 Nr. 5 HHG anvertraute „Förderung der 
politischen Büdung und des staatsbürgerlichen Verantwortungsbewußtseins der Studenten" 
eingebettet in die der Hochschule nach § 19 Abs. 1 HHG obliegende Aufgabe der Vermittlung 
von Büdung und wissenschaftlicher Erkenntnis, so folgt daraus, daß die Studentenschaft ihren 
Auftrag zur Information und Unterrichtung der Studenten in politischen Angelegenheiten an die
ser Aufgabe der Hochschule messen lassen muß. Dabei kann hier dahinstehen, welche Maßstäbe 
an eine von der Studentenschaft vermittelte wenn nicht wissenschaftsorientierte>e doch wissen
schaftsbejahende Information und Unterrichtung im einzelnen anzulegen sind.ISicher ist jeden
falls, daß es nicht Sache der Studentenschaft sein kann, unmittelbar zu praktischer politischer Be
tätigung anzuleiten oder durch Dritte anleiten zu lassen.feo wenig es die Aufgabe politischen Un
terrichts in der Schule ist, bestimmte politische PartSTen oder deren Repräsentanten und Pro
gramme zu empfehlen, so wenig kann es Aufgabe der Klägerin sein, zur Zeit der sogenannten 
..heißen Wahlkampfphase" Vertretern der zu politischen Wahlen zugelassenen Parteien Gele
genheit zu geben, innerhalb der Universität ihren Wahlkampf auszutragen.

Wie bereits ausgeführt, sollen die Studentenschaften ihren gesetzlichen Aufgaben in der den
j Hochschulen eigenen Atmosphäre, die durch die Pflege der Wissenschaften gekennzeichnet ist,
* also in einem Klima der Nüchternheit und Objektivität nachgehen. Damit ist es aber unvereinbar,
• w enn-wie hier -  in der letzten Phase eines all ge me 11*-politischen Wahlkampfes einTeü dessel

ben in die Universität verlagert wird. Es ist nicht Sache der hessischen Universitäten und damit 
auch nicht Aufgabe der Studentenschaften als ihrer Gliedkörperschaften, die politischen Parteien 
in der letzten Phase eines Wahlkampfes dadurch zu unterstützen, daß sie ihnen Gelegenheit ge
ben, ihre Wahlkampfziele in studentischen Veranstaltungen zu vertreten. Für die Studenten be
steht hierfür nämlich keine Notwendigkeit, da sie -  wie alle anderen Staatsbürger -  die von den 
politischen Parteien ansonsten veranstalteten Wahlveranstaltungen besuchen können. Natur
gemäß finden in der letzten Phase eines Wahlkampfes politische Emotionen mehr und mehr in die 
Auseinandersetzungen der Parteien Eingang. Es kann nicht Sinn des hessischen Hochschulge
setzes sein, Räume der Universität für diese politischen Auseinandersetzungen zur Verfügung zu

_____ stellen. Der Präsident einer Universität handelt deshalb in Ausübung des ihm in § 10 Abs. 3 des



räumten Hai^Ächtes rechtmäßig, wenn er dafür sorgt, die letzte Phase eines politischen Wahl
kampfes aus^Bm Bereich der Universität herauszuhalten. Die Studentenschaften sind zwar im 
Rahmen des § 27 Abs. 2 Nr. 5 HHG berechtigt, außerhalb dieser letzten j eit eines Wahlkampfes 
unter Wahrung ihrer Neutralitätspflicht auch V^rtreteriTp o 1 itisc he r ~P ariei£rr6^T£g e nh e itzu ge
ben, ihre Auffassungen vor den Studenten zu vertreten. In der letzten,,heißen" Wahlkampfphase 
ist dieses Recht der Studentenschaften jedoch in dem oben beschnittenen S?nne eingeschränkt. 
Insofern gilt nichts anderes, als was auch für Betriebe Geltung hat, in denen nach höchstrichterli
cher Rechtsprechung Wahlkampfveranstaltungen nicht stattfinden dürfen. Auf einen solchen 
Wahlkampf wäre jedoch die von der Klägerin geplante Veranstaltung vom 22. 10. 1974 hinausge
laufen. Nach der Lebenserfahrung war zum damaligen Zeitpunkt voraussehbar, daß die von der 
Klägerin eingeladenen Landtagskandidaten die als ,,Wahlveranstaltung" angekündigte Ver
sammlung zum Anlaß nehmen würden, in erster Linie für sich und ihre jeweilige Partei zu wer
ben, daß also die Behandlung der angekündigten hochschulpolitischen Themen, mithin die In
formation und Unterrichtung der Studenten in dem oben geschilderten Sinne, hinter diese Wer
bung zurücktreten würde. Der von der Klägerin selbst in anderem Zusammenhang zitierte Bericht 
des ,,Gießener Anzeiger" vom 24. 10. 1974 über den Verlauf der trotz des Verbots der Beklagten 
(wenn auch in einem anderen Raum) durchgeführten Veranstaltung vom 22. 10. 1974 macht das 
hinreichend deutlich.

Wenn der Klägerin an der Behandlung der von ihr gestellten Themen mit Vertretern der politi
schen Parteien lag, wenn sie also den Studenten Gelegenheit zur Information und Unterrichtung 
in dem oben beschriebenen Sinne geben wollte, so hatte sie hierzu vor der sogenannten ,.heißen 
Wahlkampfphase", die sich auf wenige Wochen erstreckte, genügend Zeit und Gelegenheit. Zu 
einer unmittelbar vor der Landtagswahl stattfindenden ,,'Wahlveranstaltung" bestand sonach 
keine Notwendigkeit. . .

(Az.: VI OE 54/76)



krasses Beispiel für eine besonders restriktive Auffassung von Kompetenz und Aufgaben der 
>''.identenschäften findet sich in der Entscheidung des Hessischen Verwaltungsgerichtshofs. 
Auch die diesem Gericht sich stellende Aufgabe war alles andere als unkompliz^^ Nach allem, 

is man bisher zum ..politischen Mandat" der Studentenschaft gehört hatte, man kaum
*nstoß an der Durchführung einer eindeutig auf Fragen der Hochschulpolitik und -entwicklung 
-zogenen, den bei der Landtagswahl kandidierenden Parteien Gelegenheit zur Stellungnahme 

übenden Veranstaltung nehmen, die zudem unter die gesetzlich statuierte Aufgabe der „Förde- 
ung der politischen Bildung der Studenten" zu subsumieren ist. Nun erfordern besondere Pro- 

eme besondere LösungenlEin erster Schritt ist schon getan, wenn die Einsicht gewonnen ist,
■ iß bereits die genannte Aufgabenstellung der Studentenschaft ,,an der Grenze zur Verfas- 
mgswidrigkeit" steht.[Topographische Bestimmungen dieser Art sind zwar juristisch immer un
einig und ganz unöTauchbar, weil die Funktionsweise des Rechtssystems auf der .Annahme ein

deutiger Unterscheidbarkeit von Rechtmäßigkeit und Rechtswidrigkeit basiert und die Vorstel
lung, etwas könne ein bißchen rechtswidrig oder auch nahezu rechtmäßig sein, ebenso abweisen 
muß wie die umgekehrte, etwas könne beinahe rechtswidrig oder eben noch rechtmäßig sein. Al- 
mrdings artikulieren sich in der Wendung vom Stehen an der „Grenze zur Verfassungswidrig- 
:eit" massive, sprachlich kaum fixierbare Vorbehalte gegenüber der Praxis der Studentenschaf- 

ren. die hierbei geradezu zwanghaft -  wieder ein Symptom der angesprochenen Krankheit -  so- 
jleich nach einer rechtlich sich darstellenden repressiven Ausdrucksform drängen und die Teil- 
aabe der Studentenschaften „am Recht", ja deren rechtliche Existenz global in Frage stellen. 
Hiermit sind bereits wichtige Bedingungen für die Entscheidung konkreter Rechtsstreitigkeiten 
arrangiert: Derjenige, dessen Existenz- und Handlungsberechtigung generell zweifelhaft ist, 
nuß sich eben hüten, im Konfliktsfall auf „sein Recht" zu pochen. Vorsicht und Zurückhaltung 
und hier vielmehr angeraten!

Jie weitere Lösung des derart eingefädelten Falls wird davon bestimmt, daß die Aufgabe der 
Förderung der politischen Bildung der Studenten" durch Einsatz eines unpolitischen Wissen- 

mhaftsbegriffs, eines ihm entsprechenden, wesentlich kontemplativ orienüerten Konzepts von 
politischer Bildung sowie durch ejjie -  etwas unzeitgemäß anmutende -  Anti-Parte-en-Stimmung 
wngeengt und neutralisiert wird! Diese das Gericht leitenden Vorstellungen, die in der deutschen 
Geistes- und politischen Geschichte auf eine überaus lange und stabile Tradition rurückschauen 
b innen, laufen sämtlich darauf hinaus, daß Bildung und Wissenschaft, jedenfalls dort, wo sie in 
rfentlich-rechtliche Zusammenhänge integriert sind, von politischer wie sonstiger geseilschaft- 

ucher Praxis abgetrennt sein müsse n j n der Akademie wird danach studiert, analysiert und re- 
dektiert, nicht aber politisch agiert. Die Hochschule ist eben kein Ort politischer Auseinanderset
zung! Politische Bildung hat in Vermittlung und Rezeption von Informationen zu oestehen, darf 
Foer keineswegs zur Reflexionsebene politischer Praxis der sich Bildenden werden. Mit dieser 
Vorstellungswelt, in der den Subjekten von vornherein ein Objektstatus zugewiesen ist, in dem 
sie letztlich als passiv rezipierendes Material des ihnen gegenübertretenden Bildungsvorgangs 
Fingieren, ist nichts so unvereinbar wie eine Konzeption von politischer Bildung, m der Vermitt
lung und Erarbeitung von Wissen und Kenntnissen über die Verhältnisse auf die Freisetzung 
selbständiger und bewußter Aktivität der in diesen existierenden Subjekte abzieit AHatte sich 
ias Gericht zunächst um topographische Festlegungen bemüht, so entleiht es nun sfeine Meta
phorik der Meteorologie: In der „Atmosphäre, die durch Pflege der Wissenschaften gekennzeich
net ist", im entsprechenden „Klima der Nüchternheit und Objektivität" können politische Aus
unandersetzungen und Prozesse, die ja wesentlich als von Leidenschaften und emotionalen Be
wegungen bestimmt erscheinen, nur schlecht gedeihen. In diesem Reich des kontemplativen 
Feistes ist die Luft verdünnt und unterkühlt -  zu dünn und kühl jedenfalls für die heiße Phase" 
-nnes Landtagswahlkampfsj^y

Die kritische Einschätzung des Systems parlamentarischer Wahlen und der Parteien, die in der 
Stellungnahme des Gerichts zur „heißen Wahlkampfphase" zum Ausdruck kommt, mag diejeni
gen überraschen, die das, was in den gängigen Lehrbüchern des Verfassungsrechts zur Bedeu
tung von Wahlen zu lesen ist, für bare Münze genommen und für allgemein anerkannt gehalten 
uaben. Die Kritik hat zudem, recht besehen, eine zynische Seite, die dem Gericht wahrscheinlich 
verborgen geblieben ist: Wenn die letzte „heiße" Phase eines Wahlkampfs, in der „politische 
Emotionen mehr und mehr in die Auseinandersetzung der Parteien Eingang" finden und politi
sche Inhalte durch „Werbung" verdrängt werden, in das universitäre Klima von .Nüchternheit 
und Objektivität" nicht hineinpaßt, wo hat sie dann den ihr gemäßen Ort? Doch offensichtlich in
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Gegensatz von Nüchternheit sei), Subjektivität und emotionale Erregbarkeit. Wir müßten speku
lieren, wollten wir auszumachen suchen, wo im sozialen und politischen Gefüge Westdeutsch
lands in der Vorj^^ung des Gerichts ein solches Klima aufzufinden ist.

Gegen die, nicht unwesentlich aus einer besonderen Sensibilität gegenüber den unterschiedli-  ̂
chen Wärmegraden von Wissenschaft und Bildung einerseits, der Endphase des Wahlkampfs 
andrerseits gewonnene Entscheidung ist vor allem einzuwenden, daß weder die diese Sensibili
tät begründenden Vorstellungen von Wissenschaft und politischer Bildung irgendwo positiv
rechtlich fixiert, noch die Reserven des Gerichts gegenüber der Endphase des Wahlkampfs in ir- , 
gendeiner Form juristisch abzustützen oder zu verarbeiten sind. Dem von dem Gericht zugrunde
gelegten Begriff von politischer Bildung -  an dem sich ja anderweit orientieren kann, wer immer 
mag, der aber nur einer von mehreren konkurrierenden Konzeptionen entspricht -  geht jede nor- i 
mative Verbindlichkeit abTwie im übrigen die Hitze eines Wahikampfs zu bestimmen ist, bei I 
welcher Temperatur er der Wissenschaft zu heiß wird, wie also ein Begriff wie ,,heiße Phase" ei- I 
nes Wahlkampfs juristisch greif- und handhabbar zu machen ist, bleibt eine Rätselfrage, deren \  
Auflösung das Gericht schuldig bleiben muß.J- Deutlich wird hieran, wie an der Rechtsprechung 
zum ,,politischen Mandat" insgesamt, wie weit unter den spezifischen Bedingungen der Bundes
republik die positivierten Normen in der gerichtlichen Rechtsanwendung in den Hintergrund 
gedrängt und durch, den common sense auch des juristischen Personals determinierende Ord
nungsvorstellungen überlagert werden können, die zwar nicht das parlamentarische Positivie- 
rungsverfahren durchlaufen haben, die aber im Konsens der dominierenden politischen Richtun
gen abgestützt sind, ln der Rechtsprechung zum „politischen Mandat" tritt dieses Phänomen be
sonders plastisch in Erscheinung, weil dieser Konsens hier aus dem gemeinsam empfundenen 
Gegensatz gegen eine „einseitig" agierende, minoritäre Richtung besondere Stabilität gewinnt.
Der durch die Metaphorik gestiftete naturhafte Schein („Hitze", „Klima", „Atmosphäre") des 
Gegenstands ist hier ebenso aufschlußreich wie die Sprache. Etwa ebenso häufig, wie das OVG 
Lüneburg bei dem Wort „noch" Zuflucht suchen mußte, ist dem Hessischen VGH die Wendung 
eingefallen, daß etwas „nicht sei" bzw. „nicht sein könne": „Es kann nicht Sinn des hessischen 
Hochschulgesetzes sein . . .", „es ist nicht Sache der hessischen Universitäten und damit auch
nicht Aufgabe der Studentenschaften . . ."........so wenig kann es Aufgabe der Klägerin sein . . ."
etc. Der vollständige Mangel juristischer, normorientierter Begründung sucht Kompensation im 
sprachlichen Gestus bestimmter Überzeugtheit, der nur und direkt die angesprochenen, konsen- 
sual befestigten Ordnungsvorstellungen anruft, aus denen sich ergibt, was sein kann und was 
nicht. Auf die Ebene des Rechts kann aber ernstlich nur transferiert werden, was ambivalent in 
dem Sinne ist, daß die beteiligten Subjekte wie die entscheidenden Gerichte zwischen verschie
denen, rechtmäßigen und rechtswidrigen Handlungsmöglichkeiten wählen und entscheiden 
können. Wo etwas „nicht sein kann", also unmöglich ist, wäre es ja geradezu irrsinnig, zu fragen, 
ob eben dieses Unmögliche rechtlich sein darf oder nicht: es kann ja gar nicht! Diese umgekehrte 
Palmström-Logik, deren Unbewußtheit so weit entwickelt ist, daß für sie selbst schon die restrik
tiven Momente vom Sollen ins Sein abgewandert sind, deutet darauf hin, daß das Gericht eine ju
ristische Begründung seiner Entscheidung letzten Endes gar nicht für erforderlich gehalten hat.

III.
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